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Information der betroffenen Personen (Einwohner) bei Direkterhebung (Art. 13 
DS-GVO) 
 
Verantwortlicher: 
Stadt Radeberg Große Kreisstadt, Markt 17-19, 01454 Radeberg (Deutschland) 
03528-4500, info@radeberg.de, www.radeberg.de 
 
Gesetzlicher Vertreter: 
Der Oberbürgermeister 
 
Datenschutzbeauftragter: 
Ingo Krause, E-Mail: dsb@stadt-radeberg.de 
 
 
Angaben zur Verarbeitungstätigkeit: 
 
Zwecke der Verarbeitungstätigkeit: 
Die Meldebehörde hat nach § 2 Absatz 1 BMG personenbezogene Daten über die in 
ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um 
deren Identität und Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Die in den 
Melderegistern gespeicherten personenbezogenen Daten werden von der Meldebe-
hörde genutzt, um nach Maßgabe der Vorschriften über Melderegisterauskünfte (§§ 
44 ff. BMG) und Datenübermittlungen (§§ 33 ff. BMG) den berechtigten Informati-
onsbedürfnissen sowohl nichtöffentlicher Stellen und Privatpersonen als auch öffent-
licher Stellen Rechnung zu tragen, sowie bei der Durchführung von Aufgaben ande-
rer öffentlicher Stellen mitzuwirken (§ 2 Absatz 3 BMG). Zu bestimmten Anlässen 
erfolgen regelmäßige Datenübermittlungen (§§ 36, 43 BMG; 1. und 2. Bundesmelde-
datenübermittlungsverordnung) an andere öffentliche Stellen sowie nach § 42 BMG 
an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften. Darüber hinaus gehende, auch re-
gelmäßige Datenübermittlungen erfolgen aufgrund der Bestimmung durch Bundes- 
oder Landesrecht, in dem die jeweiligen zugrundeliegenden Anlässe und Zwecke der 
Datenübermittlung, die Empfänger und die zu übermittelnden Daten benannt werden. 

 
Rechtsgrundlage der Verarbeitungstätigkeit: 
Die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung öffentlicher Interessen gem. Art. 6 Abs. 1 
lit. e DS-GVO und §4SächsDSG erforderlich. 

 
Kategorien von Empfängern: 
Intern (Mitarbeiter des Pass- und Meldeamt, Amtsleiter, andere interne Ämter die 
nachgelagerte Aufgaben erfüllen) 

 
Datentransfer in ein Drittland: 
Es liegt keine geplante Übermittlung in Drittstaaten vor. 
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Zusätzliche Informationspflichten: 
 
Speicherdauer der personenbezogenen Daten: 
Die Meldebehörden haben gespeicherte Daten eines Einwohners nach dessen Weg-
zug oder Tod grundsätzlich 5 Jahre aufzubewahren. Nach Ablauf dieser fünf Jahre 
sind ein Teil der Daten für die Dauer von weiteren 50 Jahren gesondert aufzubewah-
ren. Für einen Teil der Daten gilt eine Löschfrist von 30 Tagen nach Wegzug oder 
Tod des Einwohners. 
 
Aufbewahrungsfristen personenbezogener Daten 
Die in Pass-/Personalausweisregistern erfassten personenbezogenen Daten sind 
entsprechend der gesetzlichen Regelungen aufzubewahren. Die zu einem Dokument 
gespeicherten personenbezogenen Daten werden spätestens fünf Jahre nach Ablauf 
der Gültigkeitsdauer eines Dokuments gelöscht. Die bei den Pass-
/Personalausweisbehörden zum Zwecke der Ausstellung der Personaldokumente 
verpflichtend bzw. optional abzugebenden Fingerabdrücke sind spätestens nach 
Aushändigung des Dokuments zu löschen. 
 
Rechte der betroffenen Person: 
Sie haben ein Recht auf Auskunft (gem. Art. 15 DS-GVO) seitens des Verantwortli-
chen über die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung 
(Art. 16 DS-GVO), Löschung (Art. 17 DS-GVO), und auf Einschränkung der Verarbei-
tung (Art. 18 Abs. 1 DS-GVO). Des Weiteren haben Sie ein Widerspruchsrecht ge-
gen die Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO) sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit 
(Art. 20 DS-GVO). 

 
Möchten Sie von Ihren Rechten Gebrauch machen, wenden Sie sich bitte an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten. 

 
Beschwerderecht: 
Sie haben ein Recht auf Beschwerde, bei der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

 
Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten: 
Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten über die betroffene Person ist teil-
weise gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben. 

Die betroffene Person ist verpflichtet die personenbezogenen Daten bereitzustellen. 

 
Folgen der Nichtbereitstellung: 

Wer eine Wohnung bezieht, ist grundsätzlich verpflichtet, sich innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Einzug bei der Meldebehörde anzumelden. (§ 17 Absatz 1 Bun-
desmeldegesetz - BMG) und die zur ordnungsgemäßen Führung des Melderegisters 
erforderlichen Auskünfte zu geben (§ 25 Nummer 1 BMG). Wer aus einer Wohnung 
auszieht und keine neue Wohnung im Inland bezieht hat sich innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Auszug abzumelden (§ 17 Absatz 2 BMG) und die zur ordnungs-
gemäßen Führung des Melderegisters erforderlichen Auskünfte zu geben (§ 25 
Nummer 1 BMG). Wer Einzugsmeldungen nicht, nicht richtig oder verspätet abgibt, 
sich nicht oder verspätet abmeldet oder eine Mitwirkungspflicht verletzt, handelt ord-
nungswidrig und kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro belegt werden 

 
Automatisierte Entscheidungsfindung: 
Es erfolgt keine automatisierte Entscheidungsfindung bzw. Profiling. 


